
Stadt Leonberg 

Bebauungsplan 
"Alter Kirchhof' 

PI.Ber. 03.02-6 

Änderung im Bereich der Brenner­
straße 

Bezugspläne: Bebauungsplan "Alter Kirchhof" 
rechtskräftig: 04.01.1951 
Bebauungsplan "BI'ennerstraße" 
rechtskräftig: 08.10.1970 

Verfahrensvermerke 

Zur Aufstellung gern. § 2 Abs. I BauGB 
beschlossen 

Zur öffentlichen Auslegung gern. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen 

Auslegung bekanntgema.cht 

Öffentlich ausgelegt vom 08.05.2000 

Als Satzung gern. § 10 BauGB 
vom Gemeinderat beschlossen 

Geprüft gern. § 11 BauGB vom Regierungspräsidium 
Stuttgart mit Erlaß Nr. ----=====---
bekanntgemacht und in Kraft getreten 

Ausgefertigt: Leonberg, den 

gez.: 
Schultheiß 
Erster Bürgermeister 

am 18.04.2000 

am 18.04.2000 

am 27.04.2000 

bis 09.06.2000 

am 19.12.2000 

vom -======---
am 18.01.2001 

20.12.2000 

Mit lnkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften 
außer Kraft, dies gilt insbesondere fi1r die o.a. Bezugspläne 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 
Das Baugesetzbuch (BauGB) vom 27.12.1997 (BGBI. I S. 2141) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132) 
Die Planzeichenverordnung (PianzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 58) 
Oie Landesbauordnung filr Baden-Württemberg (LBO) vom 08.08.1995 (G. BI. S. 611) 

Sowie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und V erwaltungsvorschriften. 

Aufgestellt: 30.03.2000 
Stadtplanungsabteilung 

gez.: Rohwer 



ZEICHENERKLÄRUNG 

{ I Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

Maß der banHeben Nurmoa (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

0,6 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

Höhe banHcbcr Aplaac:o (§ 16 und 20 BauNVO) 

OKmu. Maximale Gebaudehöhe {OK) über NN 
(siehe Schemaskizze Punkt L2.2.1) 

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

a Abweichende Bcluweise. 

NutZJ mp.schab!opc 

Baugebiet Gebäudeteile OK max. 

Grundtlächeniihl 

Bauweise Dachfonn 

O'bcrbanhare ypd nicht überbaubare Gnmdstilcksfllicbep Bauarmzen 
( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

1--:.,~:::::::::::rucht überbaubare Grundstücksfliehen 
j.. --•-1-t-, -----==-- überbaubare Grundstüclcstlächen 

Baugrenze 

verkehrsflachen ( § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB ) 
. . . . . . . . . . 

•••• 

Straßenfläche 
Gehwegfl!lche 
Grüna'llage als Bestandteil von Verkehrsanlagen i . S. von 
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB 
Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt zur Verkehrsfläche 



FU(chcm ftlr heso,nderc Anlagen tmd Vorkehntnaen ptm Schutz ygr schadliehen 
IImweJtcjnwirlmnacn (§ 9 Abs. I Nr. 24 und BauGB) 

j' ' I I I I Pestgesetzte Außenwandßächefl> bei denen Vorkehrungen 
zum Urmschutz vorzusehen sind 

CJßlQze des rtumJichcn Gdwnaaberciches des Bebauunasplanc:s (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Grenze des räumlichen Geltungsbereich des Bebauungs­
planes 

Ab,ircnmnaen untersciJicdljcber Nnrnmaen ( § 1 Ab 1 und BauNVO ) · s. 2 BauGB, § 16 Abs. S 

i - - ----- - · -- --
Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen der bauli­
chen Höhen (OK) 

Sonstiae Fcswtzunacn ( Bauordnunasrec;htlicbe Fcstsetzunacn ) 

FD 
PD 
so 
381.6 
382.0 

Flachdach 
Pultdach 
Satteldach 
vorhandene Straßenhöhen (NN) 
pplanle Straj/enh(Jhen (NN) 
geplante Stützmauer 

bestehende Gebäude 

bestehende Bäume 



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Ergänzung der Eintragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen getroffen: 

I. PLANUNGSRECIITLICHE FESTSETZUNGEN 
( BauGB und BauNVO) 

1. Art der bauHeben Natzung ( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO} 
> 

1.1 Mischgebiet ( MI ) ( § 6 BauNVO ) 

1. 1.1 Im festgesetzten Mischgebiet sind die Nutzllngen nach § 6 Abs. 2 Nr. 1 - S 
BauNVO zugelassen. 
Die nach § 6 Abs. 2 Nr. 6 - 8 BauNVO allgemein zugelll!5Cllen Nutzungen sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zuiAssig (§ 1 Abs. S 
BauNVO). 
Die nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 
BauNVO). 

2. MaB der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO) 
Entsprechend dem Plar.emschrieb in der Nutzungssch.-.b:vn.:. 

2.1 GrundflAchenzahl Grundfläche ( § 19 BauNVO) 
(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone) 

2.2 Höbe baulieber Anlaien (§§ 16 und 18 BauNVO) 
(siehe Eintrag in den überbaubaren Grundstücksflächen) 



2.2.1 Dachoberkanten (OK) 

Die Höhen der Dachoberkanten sind als Höchstmaß über NN festgelegt Die 
festgesetzten Dachoberkanten entsprechen den Traufhöhen (Schnitt der Außen­
w~tnd des Hauptbaukörpers mit der Dachhaut) der Dachflächen und sind in der 
Schemazeichnung dargestellt. 
Die Oberkante des Daches darfbei geneigten Dachflächen max. 2,0 m über die 
festgelegte Höhe OK hinausragen. 

OK = Höchstmaß der Dachoberkanten 

Schemazeichnung - nnmaf\sll!blicb 

OK 

( 

-------------------- --------------------
Dachaufbauten (Attika oder Dachbegrilnungen) dürfen die Dachoberkante um 
max. 0,60 m überragen. Ausnahmsweise können die Höhenbegrenzungen filr 
technisch erforderliche untergeordnete Bauteile bis max. 3,50 m überschritten 
werden. 
Ausnahmen(§ 16 Abs. 6 BauNVO) 
Von den Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen der Höhen der Dacho- · 
herkanten können Ausnahmen zugelassen werden, wenn die generelle städtebau­
liche Gestaltung eingehalten ist. 

3. Bauweise ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 BawWO ) 

Entsprechend dem Planeinschrieb in der Nutzungsscbablone. 
Es bedeuten: ' 
a • Abweichende Bauweise ( § 22 Abs. 4 BauNVO) 

Abweichende Bauweise, im Sinne der geschlossenen Bauweise. Es sind 
nur Geblude ohne seitlichen Grenzabstand innerhalb der überbaubaren 
Grundstüclcsflllche zulässig, es sei denn, dass die vorhandene Bebauung 
eine Abweichung erfordert. 



4. tlberbaubare Grundsttlcksßlcheu ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
(entsprechend Festleguns im Lageplan) · 

Die Gebäude sind innerhalb der festgesetzten übelbaubaren Grundstücksflächen 
zu erstellen. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen um max. 1,50 m von untergeordneten 
Gebäudeteilen kann ausnahmsweise zugelassen werden. Die untergeordneten 
Gebäudeteile dürfen max. S,O m lang sein. Die Summe der untergeordneten 
Gebäudeteile dürfen max. SO % der Wandlinge betragen. 
Gebäude unterhalb der festgelegten Geländeoberfläche dOJfen die Baugrenzen 
überschreiten.' · 

5. Fliehen für Stellplitze und Garageu ( § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 
BauNVO) 

Garagen und Stellplätze sind im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zuläs­
sig. 
Garagen unterhalb der Gelindeoberfliehe sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstückstlichen ndässig. Sie dürfen bis zu 1,00 m Ober die Geländeoberflä­
che hinausragen, unter der Voraussetzung, dass ihre Garagendecke begrünt ist. 
(§ 12 Abs. 6 BauNVO) 

6. Verkehnßicheu, sowie Verkehrsßicbeu besonderer Zweckbestimmung 
( § 9 Abs. I Nr. 11 BauGB ) 
(siehe Festleguns im Lageplan) 

7. F1ichen für besondere Anlagen und Vorkehrungeu zum Schutz vor schidJi­
cben Umwdteinwirkungeu (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Nach DIN 18005 (Beiblatt 1 zu DIN 18005 Teil1- ScbalJschutz im Städtebau-) 
werden die schalltechnischen Orientierungswerte überschritten. 
Nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) sind besondere Vorkehrungen zum 
passiven Schutz gegen Außenllrm erforderlich. 
An den gekennzeichneten Bereichen müssen die Außenbauteile der Gebäude ent­
sprechend den Urmpegelbereichen nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) 
ausgebildet werden. Es wird empfohlen, die Aufenthaltsräume zu den lilrmabge­
wandten Gebäudeseiten zu orientieren. Die gekennzeichneten Außenbauteile der 

Gebäude entsprechen einem Lärmpegelbereich von m bis VI (61,0- 80,0 dB[A] 
maßgeblicher AW3eollnnpegel). 
Auf das Gutachten des Ingenieurbüros filr Schallinunissionsschutz (ISIS) vom 
Juni 1999 wird verwiesen. 



8. P1icbeo mr AufschOriaogeo, Abgnbuageo und Stützmauern, soweit sie zur 
Rentelhaaa des Stn8eaklrpen enorderlicb siDd (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

8.1 Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich der Höbenunterschiede zwi­
schen den Baugrundstücken und den öffentlichen V erkebrsfllchen erforderlich 
sind, körmen auf den Baugrundstücken angelegt werden und sind dort zu dulden. 
Ist in der Planzeic:hnung nichts anderes festgesetzt, so gilt ein die öffentlichen 
Verkehrsfllchen begleitender 1,00 m breiter Grundstücksstrafen als Fliehe fllr. 
Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern zum Ausgleich topographischer · 
Unebenheiten. 

8.2 Die Eigentümer der Grunds«lcke dürfen zur Verldlrzung der Straßenböschungen 
auf eigene Kosten StOtzmauern (nur in Sichtbeton, Mauerwerk oder Holz) 
errichten, die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen sind. StOtzmauem sind bis zu 
einer Höhe von max. 1,0 m zulässig. 

8.3 Stützfundameate, die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur 
Abgrenzung zwischen öffentlichen Verkehrsflächen und privaten GrundstücksflA­
chen erforderlich werden, sind auf den privaten Grundstücksfllchen bis zu einer 
Breite von 0,50 m zu dulden. 

9. -Nebeoaalqea (§ 14 BauNVO) . 

Nebenanlagen, sofern es sich um bauliche Anlagen handelt, die nicht der Ver­
und Entsorgung dienen, sind in den nicht überbaubaren Grundstücksfileben nicht 
zugelassen. 



IL BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 
4 BauGB, § 74 LBO) 

1. Dacbpstaltang (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dacbform. Dacbaeiguag 
( entsprechend Eintrag im Lageplan ) 

.-
Im gesamten Plangebiet sind tir die Hauptgeblude nur Flacbdlcher, tlachge­
neigte Oieher (Satteldlcher) und Pultdieher zuJissjg. 

Ausnahmsweise können andere Dachformen zugelassen werden, Wenn stldte-­
bauliche Gründe nicht entgegenstehen. 

Garagen, die nicht in das Hauptgeblude einbezogen sind, dürfen nur mit einem 
begrünten Flachdach hergesteßt werden. 

2; Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

. Werbeanlagen sind nur an der Stätte .:ier Leistung oder des Vertriebes zugelas-
~ 

sen. 



111 KENNZEI~GEN ( § 9-Abs. S BaaGB) 

I. Lllrmimmjssjonen 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird lls .Flache gekennzeichnet, bei 
der die schalltechnischen Orientierungswerte fur die städtebauliche Planung 
(Beiblatt I zu DIN 18005 Teil I - Schallschutz im Stadtebau -) überschritten 
werden Bei der Bebauung sind besondere Vorkehrungen zum Schutz vor schäd­
lichen Umwelteinwirkungen ( Larmschutz) zu treffen 
Auf das Gutachten des Ingenieurbüros fur Schallimmissionsschutz (fSIS} vom 
Juni 1999 wird venviesen 

2 . Flächen deren Bödell.l!fhc.blich mit umweltgefahrdenden..Slo.ffi:n bcl.ast1:LSind 
( § 9 Abs 5 Nr. 3 BauGB) 
Es sind keine Tatsachen bekannt, die eine Kennzeichnung erfordern 

V. Hinweise 

I . Wmenvirtschafi. 
Sofern durch neue Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, rst dies dem 
Landratsamt Böblingen - Wasserwirtschafisamt- anzuzeigen Gegebenenfalls 
muß zusätzlich zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren 
durchgefuhrt werden 

2 . Bodenschutz I Altlasten 
Nach den neuesten Erkenntnissen des Umweltschutzamtes - Sachgebiet Altla• 
sten - köMen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Grundw~serbelastungen 
m'itleichtfluchtigen chlorierten Kohlenwasserstoffen nicht ausgeschlossen wer­
den, da im vermutlichen Zustrom des Plangebietes Grundwasserschadensfalle 
bekannt sind . Im Falle einer Bauwasserhaltung ist daher das Umweltschutzamt zu 
beteiligen. 



3. Denkmalschutz 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt wer­
den Diese sind unverzüglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzu­
zeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablaufdes 4. Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu halten. insofern nicht die Denkmal­
schutzbehörde oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist ein­
verstanden ist ( § 20 Denkmalschutzgesetz ) 

4. Pflichten des Eigeotwners. ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen filr 
Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskör­
per sowie Kennzeichen und Hinweisschilder fur Erschließungsanlagen auf seinem 
Grundstück zu dulden 

5 Ordouogswidriakeiten 
Verstoße gegen die örtlichen Bauvorschriften ( § 74 LBO) werden als Ord­
nungswidrigkeit nach § 15 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 
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-


